BFH Bundesfinanzhof #

Beschluss vom 11. Marz 2011, IlI B 30/10

Wirksamer Verzicht auf miindliche Verhandlung - Gerichtliche Priifung von Ermessensentscheidungen
BFH IIl. Senat
GG Art 103 Abs 1, FGO & 115 Abs 2 Nr 3,FGO § 76 Abs 1 S 2, FGO § 76 Abs 2, FGO & 96 Abs 2

vorgehend FG Munster, 21. Dezember 2009, Az: 13 K 873/07 E
Leitsatze

1. NV: Der Verzicht auf die mindliche Verhandlung muss als Prozesshandlung klar, eindeutig und vorbehaltlos erklart
werden. Im Einzelfall wird er auch durch die Bitte um Entscheidung nach Aktenlage unmissverstandlich zum Ausdruck
gebracht .

2. NV: Fur die gerichtliche Prifung von Ermessensentscheidungen sind die tatsachlichen Verhaltnisse im Zeitpunkt der
letzten Verwaltungsentscheidung maRgeblich. Wird ein Versto? des FG gegen die Sachaufklarungspflicht geriigt, kann
sich das Beweisthema demnach nur auf einen Sachverhalt beziehen, den die Behorde bis zu ihrer letzten Entscheidung
fehlerhaft berlicksichtigt habe .

Tatbestand

1 1. Das Finanzgericht (FG) hat die Klage des Klagers und Beschwerdefuhrers (Klager) wegen Erlass von
Saumniszuschlagen zur Einkommensteuer 2002 und 2003 als unbegriindet abgewiesen. Das Urteil wurde dem
Klager am 20. Januar 2010 zugestellt.

2 Der Klager legte durch die Prozessbevollmachtigten Beschwerde wegen Nichtzulassung der Revision ein. Am 30.
Marz 2010 auf die Versaumung der Begriindungsfrist des § 116 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO)
hingewiesen, beantragte der Klager Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und reichte am 27. April 2010 die
Begriindung ein. Mit dieser macht er Verfahrensmangel geltend (8§ 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO).

Entscheidungsgrunde

3 1. 1. Es kann dahingestellt bleiben, ob dem Klager Wiedereinsetzung in die versaumte Beschwerdebegriindungsfrist
zu gewahren ist. Uber die Zuldssigkeit einer Nichtzulassungsbeschwerde braucht nicht entschieden zu werden,
wenn die Beschwerde jedenfalls unbegriindet ist (Beschlusse des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 11. Februar 1987 Il
B 140/86, BFHE 148, 494, BStBL 11 1987, 344; vom 19. Mai 2008 V B 30/07, juris).

4 2. Die Beschwerde ist unbegriindet und durch Beschluss zuriickzuweisen (8 116 Abs. 5 Satz 1 FGO). Soweit
Verfahrensmangel den Anforderungen des & 116 Abs. 3 Satz 3 FGO entsprechend gerligt wurden, liegen solche nicht
vor.

5 a) Das FG hat den Anspruch des Klagers auf Gewahrung rechtlichen Gehors (Art. 103 Abs. 1 des Grundgesetzes, § 96
Abs. 2 FGO) nicht verletzt.

6  Der Klager hat wirksam auf mundliche Verhandlung verzichtet (8 90 Abs. 2 FGO). Nachdem die vormaligen
Bevollmachtigten das Mandat niedergelegt hatten, erklarte der Klager mit Schreiben vom 18. Februar 2009, er sei
finanziell nicht in der Lage, einen neuen Bevollmachtigten hinzuzuziehen. Er bat das FG um Fortsetzung des
Verfahrens und um Entscheidung nach Aktenlage unter Berucksichtigung des schriftsatzlichen Vorbringens.
Gleichwohl bestimmte das FG einen Termin zur mundlichen Verhandlung. Dessen Mitteilung, dass der Termin auf
Antrag des Beklagten und Beschwerdegegners (Finanzamt --FA--) aufgehoben werde, sandte der Klager am 4. Juni
2009 urschriftlich an das FG zurlick mit der erneuten Bitte um Entscheidung nach Aktenlage. Hierdurch hat er
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unmissverstandlich zum Ausdruck gebracht, dass er von seinem Recht auf rechtliches Gehor in einer miindlichen
Verhandlung keinen Gebrauch machen wollte.

Im Ubrigen verlangen der Anspruch auf rechtliches Gehér und die richterliche Hinweispflicht des § 76 Abs. 2 FGO
nicht, dass das Gericht die maftgebenden Rechtsfragen mit den Beteiligten umfassend erortert oder die einzelnen
fur die Entscheidung erheblichen rechtlichen oder tatsachlichen Gesichtspunkte im Voraus andeutet (standige
Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschluss vom 18. Oktober 2010 VI B 91/10, BFH/NV 2011, 280).

b) Einen Verstof des FG gegen die Sachaufklarungspflicht (§ 76 Abs. 1 Satz 1 FGO) hat der Kldger nicht den
Anforderungen des § 116 Abs. 3 Satz 3 FGO entsprechend dargelegt. Hierfur hatte er schlussig vortragen mussen,
inwiefern das angefochtene Urteil --ausgehend von der materiell-rechtlichen Auffassung des FG-- auf unterlassener
Sachaufklarung beruhe (standige Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschluss vom 15. Oktober 2010 Il B 39/10, BFH/NV
2011, 206).

Das FG entschied, das FA habe bei der Entscheidung uber den Erlassantrag zutreffend berucksichtigt, dass der
Klager nachprifbare und aussagekraftige Unterlagen uber seine wirtschaftlichen Verhaltnisse nicht vorgelegt habe
und gegen die behauptete Uberschuldung und Zahlungsunféhigkeit die im Jahr 2006 erfolgte Zahlung von 60.000 €
spreche. Anders als mit der Beschwerde geltend gemacht, ist den FG-Akten ein Vortrag oder ein Beweisantritt des
Klagers zu der Herkunft der Mittel nicht zu entnehmen. Im Ubrigen setzt sich die Beschwerde nicht mit der Frage
auseinander, wie eine diesbeziligliche Sachaufklarung fiir den Ausgang des Rechtsstreits hatte ursachlich werden
konnen. Denn nach standiger Rechtsprechung sind fur die gerichtliche Nachpriifung von Ermessensentscheidungen
die tatsachlichen Verhaltnisse im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung mafigeblich (vgl. BFH-
Entscheidungen vom 26. Marz 1991 VII R 66/90, BFHE 164, 7, BStBL 11 1991, 545; vom 22. Januar 2008 VIII B 92/07,
juris). Dass dem FA im Zeitpunkt der Einspruchsentscheidung Erkenntnismoglichkeiten zur Verfligung gestanden
hatten, die jedoch nicht genutzt worden seien und worliber das FG hdtte Beweis erheben sollen, ist mit der
Beschwerde nicht geltend gemacht worden.

Einen Verfahrensmangel kann schliefilich nicht begriinden, dass es dem FG aufgrund & 240 Abs. 1 Satz 4 der
Abgabenordnung fur die Verwirkung von Saumniszuschlagen auf die Frage der Rechtmafigkeit der
Vorauszahlungsbescheide zur Einkommensteuer 2002 und 2003 nicht ankam.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201150255/

	Beschluss vom 11. März 2011, III B 30/10
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


